


Zum Buch

Finden Sie den richtigen Ehevertrag

Dieser bewährte Rechtsberater lässt Sie vor der Hochzeit nicht im
Regen stehen: Damit prüfen Sie, ob ihr Ehevertrag ein Vorteil
oder eher eine Falle ist.

Leicht verständlich: Die rechtlichen Aspekte sind einfach
aufbereitet und in einer verständlichen Sprache dargestellt.

Anschaulich: Zahlreiche Formulierungsvorschläge, Beispiele,
Musterberechnungen und Checklisten machen die Ausführungen
anschaulich.

Übersichtlich: Klar aufgebaut und mit einem ausführlichen
Sachregister für den schnellen, gezielten Zugriff.

Aktuell: Berücksichtigt unter anderem die neue Düsseldorfer
Tabelle (Stand 1.1.2017) sowie die praktischen Konsequenzen
vieler neuer Gerichtsurteile.

Diese Themen  finden Sie im Inhalt:

Typische Reglungen im Ehevertrag und ihre Vor- und Nachteile,

Fallstricke in besonderen Lebenslagen,

Güterstand und Versorgungsausgleich richtig regeln,

Sorgerecht und Unterhalt für den Fall der Scheidung
vereinbaren,

Ehewohnung, Erbrecht, Zuwendungen während der Ehe und
viele weitere Aspekte.
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V Vorwort
Seit Erscheinen des Ratgebers im Jahre 2003 hat sich das
Familienrecht in wesentlichen Teilen geändert. Der
Versorgungsausgleich ist insgesamt reformiert worden. Auch
haben sich die Paradigmen beim nachehelichen Unterhalt
geändert. Für die Überprüfung von Eheverträgen hat der
Bundesgerichtshof mit der sogenannten „Kernbereichslehre“
Regeln aufgestellt, die bei zu schließenden Eheverträgen zu
berücksichtigen sind und helfen sogenannte Altverträge auf
ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen. Die Inhaltskontrolle kann
zur Unwirksamkeit oder zur Anpassung der Verträge führen.

Diesem Ratgeber können Sie wichtige Informationen für Ihren
bereits geschlossenen oder noch abzuschließenden Ehevertrag
entnehmen. Ich rate jedoch bei der schwierigen Thematik
Ehevertrag immer zu einer individuellen juristischen Beratung.

An dieser Stelle möchte ich mich ganz herzlich bei meiner
Kollegin Rechtsanwältin und Fachanwältin für Familienrecht,
Julia Ehm, für die Unterstützung bei der Überarbeitung des
Ratgebers bedanken.

Düsseldorf, im April 2017 Heike Dahmen-
Lösche



11. Kapitel
 
Einführung

Statistische Erhebungen haben inzwischen gezeigt, dass
Eheverträge nicht – wie man vielleicht meinen könnte – die
Stabilität einer Ehe erhöhen, sondern häufig dazu führen, dass
die Barrieren für eine Trennung gesenkt werden. Insbesondere
junge Paare sind bei feststehenden Regelungen eher bereit, die
Ehescheidung herbeizuführen. Andererseits gibt es jedoch auch
viele gute Gründe für einen Ehevertrag, gerade wenn die
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Eheleute
stark voneinander abweichen. Die Frage, ob ein Ehevertrag
geschlossen werden soll, sollte dabei immer genau überdacht
werden, da Fehlentscheidungen zu katastrophalen Folgen bei
der Ehescheidung führen können. Eine individuelle juristische
Beratung ist daher dringend anzuraten, denn als Grundregel
gilt: Was für den einen Ehepartner ein Vorteil ist, bedeutet in
der Regel für den anderen einen Nachteil, der möglicherweise
zur Falle wird, wenn er sich über die Konsequenzen der
getroffenen Vereinbarung vor Vertragsschluss nicht im Klaren
ist.

I. Vertragstypen

Ein Ehevertrag kann sowohl vor Eheschließung, während einer
intakten Ehe oder aber erst bei Trennung und/oder Scheidung
geschlossen werden.



21. Ehevertrag vor Eheschließung

Immer mehr Paare schließen bereits vor ihrer Ehe einen
Ehevertrag. Gerade in dieser emotionalen Hochphase vor der
Hochzeit ist es jedoch häufig schwierig, Vereinbarungen zu
treffen, die im Zusammenhang mit dem Scheitern der Ehe
stehen. Auch sind sich viele der angehenden Eheleute nicht
sicher, wie sich ihre gemeinsame Zukunft gestalten wird,
während andere wiederum ganz klare Vorstellungen haben:
Beide Ehepartner verfügen über eine qualifizierte
Berufsausbildung und planen eine steile Karriere oder aber die
Ehefrau entscheidet sich für die Hausfrauen- und Mutterrolle.

In beiden Fällen muss jedoch bedacht werden, was geschieht,
wenn das Leben von dem gewählten Lebensplan abweicht und
der gewählte Ehevertrag für die geänderte Lebenssituation
nicht mehr passt.

2. Ehevertrag während intakter Ehe

Auch nach Eheschließung gibt es trotz intakter Ehe Anlässe,
einen Ehevertrag abzuschließen. Dies ist z.  B. bei Eintritt in
eine bestehende Firma der Fall. Häufig enthalten
Gesellschaftsverträge Regelungen, die Gesellschafter zwingen,
Eheverträge zu schließen, um im Falle einer Scheidung die
Firmenbeteiligung bei Zugewinnausgleich und
Vermögensauseinandersetzung herauszuhalten.

3. Ehevertrag anlässlich Trennung und/oder
Scheidung

Am häufigsten werden Eheverträge abgeschlossen, wenn die
Ehe bereits gescheitert ist und es darum geht, über Sorgerecht,
Unterhalt, Hausrat, Zugewinn und
Vermögensauseinandersetzung Vereinbarungen zu treffen.



Durch diesen Ehevertrag – die sogenannte Trennungs- und
Ehescheidungsfolgenvereinbarung – können die
Scheidungsfolgesachen einvernehmlich und außergerichtlich
geregelt werden. Ein solches Vorgehen empfiehlt sich allein
schon aus finanziellen Gründen, da die streitige Durchführung
mit deutlich 3höheren Kosten verbunden ist und das
Scheidungsverfahren unnötig in die Länge zieht.

Wie bei allen vertraglichen Vereinbarungen ist jedoch auch
hier Vorsicht geboten, insbesondere dann, wenn die
Vereinbarungen in einer Phase der Ehe getroffen werden, in
der teilweise extreme emotionale Belastungen auf beiden oder
zumindest einem der Ehepartner ruhen. Es kommt leider
immer wieder vor, dass unter erheblichem Zeit- und auch
emotionalem Druck Eheverträge geschlossen werden, die
zumindest für einen Partner sehr ungünstig sind und diesen
erheblich benachteiligen – Vorsicht Falle!

II. Formerfordernis

Vereinbarungen, die den Güterstand, den Zugewinnausgleich,
den nachehelichen Unterhalt und den Versorgungsausgleich,
die Verpflichtung zur Übertragung von Grundstücken sowie
Rechtswahl bei Ehen mit Ausländern betreffen, bedürfen der
notariellen Beurkundung, wobei das Gesetz vorschreibt, dass
die Beurkundung bei gleichzeitiger Anwesenheit der
Ehepartner zu erfolgen hat, §  1510 BGB. Hierunter ist allerdings
nicht unbedingt die persönliche Anwesenheit zu verstehen,
vielmehr ist auch Vertretung möglich, die allerdings weder
üblich noch sinnvoll ist. Wird diese Formvorschrift nicht
eingehalten, ist der Vertrag unwirksam.

Vereinbarungen etwa über den Umgang mit den Kindern oder
Hausrat können dagegen auch in privatschriftlicher Form
abgeschlossen werden.



Achtung

Werden neben privatschriftlichen Vereinbarungen auch
beurkundungspflichtige Vereinbarungen nur privatschriftlich
geschlossen, kann dies zur Nichtigkeit der gesamten
Vereinbarung führen.

Für die Wirksamkeit des Ehevertrages ist die Eintragung in das
Güterrechtsregister, welches bei dem jeweiligen Amtsgericht, in
dessen Bezirk die eheliche Wohnung der Eheleute liegt, geführt
wird, nicht 4erforderlich. Allerdings können sich die Ehegatten
in Form der Verfügungsbeschränkung (siehe
Zugewinngemeinschaft Seite 9) dann auch Dritten gegenüber
nicht darauf berufen, dass der Vertrag eingetragen und damit
jedem zugänglich ist.

III. Unwirksame Vereinbarungen

Eheverträge können, wie alle Verträge, angefochten werden –
wegen Irrtums, Täuschung oder Drohung. Zur Unwirksamkeit
können aber auch Vereinbarungen führen, die den
schwächeren Partner unangemessen belasten. Hierbei kommt
es jedoch immer auf den Einzelfall an. Die Gerichte müssen
dabei zwischen den verfassungsrechtlichen Grundsätzen der
Handlungsfreiheit und der Gleichberechtigung sowie des
Schutzes der Ehe und der Kinder abwägen.

Für Vereinbarungen unter Ehegatten über die
Ausgestaltungsmöglichkeiten der Ehe gilt der Grundsatz der
Privatautonomie. Allerdings hat der BGH auch schon nach
altem Recht bei einem Unterhaltsverzicht bei der Scheidung
eine Sittenwidrigkeit nach §  138 Abs.  1 BGB angenommen,
wenn nach der Rechtslage ein Unterhaltsanspruch bestand und
der Bedürftige durch den bei oder nach der Scheidung
vereinbarten Verzicht Sozialhilfe beziehen musste. Man sprach



von einem sogenannten Vertrag zu Lasten Dritter. Wurde
allerdings vor Eheschließung oder während der Ehe ein
Unterhaltsverzicht erklärt, wurde früher hingegen keine
Sittenwidrigkeit angenommen, weil der Bedürftige durch die
Eheschließung einen Anspruch auf Familienunterhalt erwarb.
Es galt jedoch gem. §  242 BGB als rechtsmissbräuchlich, sich bei
der Scheidung auf den Unterhaltsverzicht zu berufen, solange
die Frau das Kind zu betreuen hatte. Die
Grundsatzentscheidung des Bundesverfassungsgerichts im
Jahre 2001 korrigierte die bis dahin geltende Rechtsprechung
des BGH. Danach ist jetzt auch bei privaten Vereinbarungen
und notariellen Eheverträgen eine Inhaltskontrolle gem. Art.  2,
6 GG (Grundgesetz) durchzuführen, wenn der Ehevertrag nicht
das Ergebnis einer gleichberechtigten Partnerschaft darstellt,
sondern vielmehr eine auf ungleichen Verhandlungspositionen
basierende einseitige Dominanz eines Ehepartners
widerspiegelt. Je mehr Rechte 5in einem Ehevertrag
ausgeschlossen sind, desto mehr kann eine einseitige
Benachteiligung vorliegen.

Mit Urteil vom 11.2.2004 hat der BGH die Kriterien für eine
Inhaltskontrolle von Eheverträgen festgelegt. Grundsätzlich
können die Eheleute Regelungen über den nachehelichen
Unterhalt, den Zugewinn und den Versorgungsausgleich
weiterhin vertraglich regeln. Der Schutzzweck der gesetzlichen
Regelung darf aber durch vertragliche Vereinbarungen nicht
unterlaufen werden. Insbesondere darf keine evident einseitige
nicht gerechtfertigte Lastenverteilung entstehen, die für den
Benachteiligten unzumutbar ist. Es ist immer eine
Einzelfallprüfung vorzunehmen, wobei die Gründe und
Umstände des Zustandekommens des Vertrages, sowie der
beabsichtigten verwirklichten Gestaltung des ehelichen Lebens
berücksichtigt werden. Die Überprüfungskriterien gelten auch
für geschlossene Verträge vor der, in der Ehe bzw. für den Fall
der Trennung oder Scheidung oder auch nach der Scheidung.
Bei der sogenannten Wirksamkeitskontrolle nach §  138 BGB



wird auf den Zeitpunkt des Vertragsschlusses abgestellt.
Sämtliche individuellen Verhältnisse der Eheleute müssen
überprüft werden, insbesondere die Einkommens- und
Vermögensverhältnisse, sowie der geplante oder schon
verwirklichte Verlauf der Ehe und der von den Eheleuten mit
der Vereinbarung verfolgte Zweck zum Vertragsschluss. Gemäß
§  138 BGB wird subjektiv ein Missbrauchsverhalten für die
Unwirksamkeit des Vertrages vorausgesetzt. Objektiv wird eine
Sittenwidrigkeit nur vorliegen, wenn in den Kernbereich des
Scheidungsfolgenrechts eingegriffen wird.

Zum Kernbereich gehört an erster Stelle der
Betreuungsunterhalt (§  1570 BGB), an zweiter Stelle der Alters-
und Krankheitsunterhalt (§  1571, 1572 BGB) sowie der
Versorgungsausgleich, an dritter Stelle der
Erwerbslosenunterhalt (§  1573 Abs.  1 BGB), an vierter Stelle der
Kranken- und Altersvorsorgeunterhalt (§  1578 Abs.  2, 3 BGB)
und an fünfter Stelle – beim Unterhalt am ehesten verzichtbar –
der Aufstockungs- und Ausbildungsunterhalt (§  1573 Abs.  2,
1575 BGB). Regelungen über den Zugewinnausgleich stehen an
letzter Stelle der Überprüfungsskala. Solche Vereinbarungen
fallen regelmäßig nicht in den Kernbereich des
Scheidungsfolgenrechts. 6 Kommt man zu der Annahme der
Sittenwidrigkeit im Sinne des §  138 BGB, wird der gesamte
Vertrag unwirksam mit der Folge, dass die gesetzlichen
Vorschriften Anwendung finden.

In einem zweiten Schritt ist eine Ausübungskontrolle nach
§  242 BGB vorzunehmen, wobei der Zeitpunkt des Scheiterns
der Ehe maßgeblich ist. Hierbei kommt es auf eine evident
einseitige Lastenverteilung sowie den Missbrauch der im
Vertrag eingeräumten Rechtsmacht an. Es ist zu überprüfen, ob
die tatsächliche Gestaltung der Ehe von der Eheplanung
abweicht oder ob der Kernbereich des Scheidungsfolgenrechts
zu Lasten der Kinder oder der Allgemeinheit betroffen ist. Die
Ausübungskontrolle führt nicht zur Unwirksamkeit der



Vereinbarung, sondern zu einer Neugestaltung der
Vereinbarung durch das Gericht, wobei die Belange beider
Eheleute zu berücksichtigen sind. So kann unter Umständen
trotz eines Unterhaltsverzichtes bei der Betreuung von Kindern
nicht nur während der Betreuungszeit der volle Unterhalt nach
den ehelichen Verhältnissen zu leisten sein, sondern wegen
beruflicher Nachteile durch die Eheschließung auch ein
Aufstockungsunterhalt in Höhe des angemessenen Bedarfs
gegeben sein.

IV. Kosten

Bei der Frage, welche Kosten im Zusammenhang mit Ehe- und
Erbverträgen, sei es vor Eheschließung, während intakter Ehe
oder im Rahmen von Trennungs- oder
Ehescheidungsfolgenvereinbarungen anfallen, ist zunächst zu
unterscheiden, ob anwaltliche Hilfe und/oder notarielle
Tätigkeit in Anspruch genommen wird. Wie bereits dargelegt,
ist in einer Vielzahl von Fällen die notarielle Beurkundung
sogar zwingend vorgeschrieben. Dabei gilt es zu überlegen, ob
nur notarielle Hilfe in Anspruch genommen werden kann oder
ob wegen völlig unterschiedlicher Interessenlage, mangelndem
Vertrauen und hohem Beratungsbedarf vorab nicht zusätzlich
auch anwaltliche Beratung in Anspruch genommen werden
sollte.

Für die Berechnung der Gebühren ist, falls nicht eine
Honorarvereinbarung getroffen wird, der Gegenstandswert
maßgeblich.

7Bei einer Vereinbarung über den Güterstand ist der
Gegenstandswert das gesamte Vermögen beider Ehepartner.
Werden nur bestimmte Teilbereiche geregelt, so ist deren Wert
anzusetzen. Für die Berechnung der Gebühren ist das
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) heranzuziehen. Ein
entsprechender Auszug, aus dem die Höhe der anwaltlichen



Gebühren ersichtlich ist, befindet sich im Anhang. Zusätzlich
orientieren sich die Anwaltsgebühren daran, welche Art der
Tätigkeit in Anspruch genommen wird bzw. welcher Umfang
diese Tätigkeit hat. Der Gebührenrahmen kann dabei von 0,8
bis 2,5 je nachdem, ob lediglich eine Beratung angefallen ist, ein
Ehevertrag erarbeitet wurde, eine Besprechung mit dem
anderen Ehepartner oder dessen Bevollmächtigten geführt
wurde oder eine vergleichsweise Lösung im Rahmen einer
Ehescheidungsfolgenvereinbarung zustande gekommen ist,
variieren.



92. Kapitel
 
Regelungen über das Vermögen

Zu den wichtigsten Vereinbarungen gehören natürlich die
Regelungen, die das zukünftig erworbene bzw. das bei
Eheschließung bereits vorhandene Vermögen der Ehepartner
betreffen. Darunter fallen neben Vereinbarungen über den
Güterstand und den Versorgungsausgleich auch Regelungen
bzgl. etwaiger Immobilien, des Hausrates und der Frage, wer
im Falle von Trennung und Scheidung welche
Verbindlichkeiten übernimmt.

I. Güterstand

Das Gesetz kennt drei Güterstände, nämlich die
Zugewinngemeinschaft, die Gütertrennung und die
Gütergemeinschaft. Daneben gibt es noch die sogenannte
modifizierte Zugewinngemeinschaft, die jedoch kein eigener
Güterstand im Rechtssinne ist.

1. Zugewinngemeinschaft

Der Güterstand der Zugewinngemeinschaft ist der gesetzliche
Güterstand. Der Begriff Gemeinschaft ist dabei allerdings
irreführend. Durch die Eheschließung wird kein
gemeinschaftliches Vermögen erworben, sondern vielmehr
behält jeder das, was ihm zum Zeitpunkt der Eheschließung
gehört hat. Auch während der Ehe entsteht gemeinschaftliches


